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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/812 DER KOMMISSION 

vom 18. März 2016 

zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2195 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Sozialfonds im 
Hinblick auf die Definition von standardisierten Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen für 

die Erstattung von Ausgaben der Mitgliedstaaten durch die Kommission 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 17. Dezember 2013 über 
den Europäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (1), insbesondere 
Artikel 14 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die standardisierten Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen für die Erstattung von Ausgaben der 
Mitgliedstaaten sollten auf der Grundlage von Methoden definiert werden, die von den Mitgliedstaaten gemeldet 
und von der Kommission geprüft wurden, einschließlich der Methoden gemäß Artikel 67 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) und Artikel 14 Absatz 2 und 
Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013. 

(2)  Angesichts der erheblichen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten, was die Höhe der Kosten einer 
Vorhabenart angeht, ist es angezeigt, die Definition und die Beträge der standardisierten Einheitskosten und 
Pauschalfinanzierungen an die Besonderheiten der jeweiligen Vorhabenart bzw. des jeweiligen Mitgliedstaats 
anzupassen. 

(3)  Die Tschechische Republik und Belgien haben Methoden für die Definition von standardisierten Einheitskosten für 
die Erstattung von Ausgaben durch die Kommission gemeldet, die die Kommission geprüft und als angemessen 
für die Erstattung von Ausgaben an diese Mitgliedstaaten erachtet hat. 

(4)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2015/2195 der Kommission (3) sollte daher entsprechend geändert werden — 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen 

Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie 
mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320). 

(3) Delegierte Verordnung (EU) 2015/2195 der Kommission vom 9. Juli 2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Sozialfonds im Hinblick auf die Definition von standardisierten 
Einheitskosten und Pauschalfinanzierungen für die Erstattung von Ausgaben der Mitgliedstaaten durch die Kommission (ABl. L 313 vom 
28.11.2015, S. 22). 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Wortlaut des Anhangs der vorliegenden Verordnung wird der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2195 als 
Anhänge III und IV angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 18. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG III 

Bedingungen für die Erstattung von Ausgaben auf der Grundlage standardisierter Einheitskosten an die Tschechische Republik 

1. Definition von standardisierten Einheitskosten 

Art der Vorhaben Indikatorbezeichnung Kostenart (1) Maßeinheit für den Indikator Beträge 
(in CZK) 

1. Schaffung einer neuen Kinderbetreuung­
seinrichtung im Rahmen der Priorität­
sachse 1 „Förderung der Beschäftigung 
und der Anpassungsfähigkeit der Ar­
beitskräfte“ (Prioritní osa 1 Podpora za­
městnanosti a adaptability pracovní síly) 
des operationellen Programms „Beschäf­
tigung“ 

(CCI 2014CZ05M9OP001) 

neu geschaffener Platz 
in einer neuen Be­
treuungseinrichtung 

— Erwerb der Ausrüstung für eine Kin­
derbetreuungseinrichtung 

—  Erwerb von Material für die Erziehung 
und Bildung von Kindern (Spiel- und 
Lernbedürfnisse) 

— Projektverwaltung in der Gründungs­
phase 

Zahl der neu geschaffenen Betreuungs­
plätze in einer neuen Kinderbetreuung­
seinrichtung (2) 

20 053 einschl. MwSt. 
bzw. 16 992 ohne MwSt. 

2.  Umbau einer bestehenden Einrichtung 
zu einer Kindergruppe im Rahmen der 
Prioritätsachse 1 „Förderung der Be­
schäftigung und der Anpassungsfähig­
keit der Arbeitskräfte“ (Prioritní osa 1 
Podpora zaměstnanosti a adaptability 
pracovní síly) des operationellen Pro­
gramms „Beschäftigung“ 

(CCI 2014CZ05M9OP001) 

Platz in einer zur Kin­
dergruppe umgebauten 
Einrichtung (3) 

— Erwerb der Ausrüstung für eine umge­
baute Einrichtung 

—  Erwerb von Lehrmitteln 

—  Projektverwaltung in der Umbauphase 

Zahl der Plätze, die in einer zur Kinder­
gruppe umgebauten Einrichtung entstan­
den sind (4) 

9 518 einschl. MwSt. 
bzw. 8 279 ohne MwSt. 

3. Betrieb einer Kinderbetreuungseinrich­
tung im Rahmen der Prioritätsachse 1 
„Förderung der Beschäftigung und der 
Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte“ 
(Prioritní osa 1 Podpora zaměstnanosti 
a adaptability pracovní síly) des opera­
tionellen Programms „Beschäftigung“ 

(CCI 2014CZ05M9OP001) 

Auslastung pro Platz ei­
ner Betreuungseinrich­
tung 

—  Entgelt für Lehrkräfte und sonstiges 
Personal 

— Betrieb der Kinderbetreuungseinrich­
tung 

—  Verwaltung des Vorhabens 

Auslastungsquote (5) 628 (6) 
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Art der Vorhaben Indikatorbezeichnung Kostenart (1) Maßeinheit für den Indikator Beträge 
(in CZK) 

4.  Weiterbildung von Betreuungspersonal 
im Rahmen der Prioritätsachse 1 „För­
derung der Beschäftigung und der An­
passungsfähigkeit der Arbeitskräfte“ 
(Prioritní osa 1 Podpora zaměstnanosti 
a adaptability pracovní síly) des opera­
tionellen Programms „Beschäftigung“ 

(CCI 2014CZ05M9OP001) 

Erwerb einer Qualifika­
tion als Betreuungsper­
son in einer Kinderbet­
reuungseinrichtung 

— Ausbildung und Prüfung zwecks Er­
werb einer Berufsqualifikation 

Zahl der Personen, die eine Berufsqualifi­
kation als Betreuungsperson in einer Kin­
derbetreuungseinrichtung erwerben 

14 178 

5.  Anmietung von Räumlichkeiten für 
Kinderbetreuungseinrichtungen im Rah­
men der Prioritätsachse 1 „Förderung 
der Beschäftigung und der Anpassungs­
fähigkeit der Arbeitskräfte“ (Prioritní 
osa 1 Podpora zaměstnanosti a adapta­
bility pracovní síly) des operationellen 
Programms „Beschäftigung“ 

(CCI 2014CZ05M9OP001) 

Auslastung pro Platz ei­
ner Betreuungseinrich­
tung 

—  Miete für die Räumlichkeiten einer 
Kinderbetreuungseinrichtung 

Auslastungsquote (5) 56 (6) 

(1)  In jedem der aufgeführten Fälle deckt die jeweilige Kostenart alle im Zusammenhang mit dem Vorhaben anfallenden Kosten ab, außer bei den Vorhabenarten 1 und 2, die auch andere Kostenarten umfassen 
können. 

(2)  D. h. jeder neue Platz im Rahmen der Kapazität einer neuen, gemäß den nationalen Vorschriften registrierten Kinderbetreuungseinrichtung; für den Platz liegen Nachweise über den Erwerb von Ausrüstung/ 
Material vor. 

(3)  Die Kindergruppe muss gemäß den nationalen Rechtsvorschriften über die Kinderbetreuung in einer Kindergruppe als solche registriert sein. 
(4)  D. h. jeder Platz im Rahmen der Kapazität einer bestehenden Einrichtung, die kurz zuvor gemäß den nationalen Rechtsvorschriften als Kindergruppe registriert wurde; für den Platz liegen Nachweise über den 

Erwerb von Ausrüstung/Material vor. 
(5) Die Auslastungsquote ist definiert als die Zahl der Kinder, die die Kinderbetreuungseinrichtung pro halbem Tag in einem Zeitraum von sechs Monaten besuchen, geteilt durch die maximale Kapazität der Ein­

richtung pro halbem Tag in einem Zeitraum von sechs Monaten, multipliziert mit 100. 
(6) Dieser Betrag wird pro Prozentpunkt der Auslastungsquote pro Platz bis höchstens 75 Prozentpunkte in einem Zeitraum von sechs Monaten gezahlt. Liegt die Auslastungsquote unter 20 %, erfolgt keine Er­

stattung.  

2. Anpassung von Beträgen 

Entfällt.   
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ANHANG IV 

Bedingungen für die Erstattung von Ausgaben auf der Grundlage standardisierter Einheitskosten an Belgien 

1. Definition von standardisierten Einheitskosten 

Art der Vorhaben Indikatorbezeichnung Kostenart Maßeinheit für den Indikator Beträge 
(EUR) 

1.  Förderung der individuellen beruflichen 
Aus- und Weiterbildung (IBO) im Rahmen 
der Prioritätsachse 1 (Investitionspriori­
tät 8.1) oder der Prioritätsachse 3 (Investi­
tionspriorität 9.1) des operationellen ESF- 
Programms 

(2014BE05SFOP002) 

Zahl der Teilnehmer/in­
nen, die erfolgreich eine 
Maßnahme der indivi­
duellen Aus- und Wei­
terbildung abschließen 

Alle Arten von förderfä­
higen Kosten, die im 
Verlauf der IBO anfallen 

Zahl der Teilnehmer/innen an einer (oder mehreren) Maßnahme 
(n) der individuellen beruflichen Aus- und Weiterbildung (die 
unter einer einmaligen Vertragsnummer bei der IBO-Online-An­
wendung registriert sind), d. h. 

— die gleichzeitig eine IBO-Beratung (registriert unter einer ein­
maligen Seriennummer im „MLP“-Kundenkonto) in An­
spruch genommen haben 

— und deren (in der IBO-Online-Anwendung registrierte) Maß­
nahme der individuellen beruflichen Aus- und Weiterbildung 
im Kalenderjahr beendet wurde 

—  und die zu irgendeinem Zeitpunkt binnen drei Monaten 
nach Ende der (letzten beendeten) Maßnahme der individuel­
len beruflichen Aus- und Weiterbildung erwerbstätig oder 
selbständig erwerbstätig waren. 

1 439,55 (1) 

2. Förderung der beruflichen Aus- und Wei­
terbildung durch das VDAB im Rahmen 
der Prioritätsachse 1 (Investitionspriori­
tät 8.1) oder der Prioritätsachse 3 (Investi­
tionspriorität 9.1) des operationellen ESF- 
Programms 

(2014BE05SFOP002) 

Zahl der Teilnehmer/in­
nen, die die berufliche 
Aus- und Weiterbildung 
erfolgreich abschließen 

Alle Arten von förderfä­
higen Kosten, die im 
Verlauf der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung 
durch das VDAB anfal­
len 

Zahl der Teilnehmer/innen an einer (oder mehreren) Maßnahme 
(n) der beruflichen Aus- und Weiterbildung (registriert unter ei­
ner einmaligen Seriennummer im „MLP“-Kundenkonto), 

— deren (im MLP-Kundenkonto registrierte) Maßnahme der be­
ruflichen Aus- und Weiterbildung im Kalenderjahr beendet 
wurde 

— und die den Dimona- bzw. den RSVZ-Daten zufolge zu ir­
gendeinem Zeitpunkt binnen drei Monaten nach Ende der 
(letzten beendeten) Maßnahme der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung (2) erwerbstätig oder selbständig erwerbstätig 
sind. 

8 465,80 (1) 

(1)  Gegebenenfalls wird dieser Betrag um die Finanzbeiträge aus anderen ESI-Fonds und anderen EU-Instrumenten verringert. 
(2)  Die Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung unter den Rubriken „zielgruppenspezifische Entwicklungspfade“ und „Sprachförderung“ gelten nicht als relevant.  

2. Anpassung von Beträgen 
Entfällt.“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/813 DER KOMMISSION 

vom 23. Mai 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 23. Mai 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 157 vom 15.6.2011, S. 1. 



ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  109,6 

TR  68,5 

ZZ  89,1 

0707 00 05 TR  105,8 

ZZ  105,8 

0709 93 10 TR  133,0 

ZZ  133,0 

0805 10 20 EG  48,3 

IL  62,4 

MA  56,7 

TR  39,2 

ZA  78,2 

ZZ  57,0 

0805 50 10 AR  186,7 

TR  143,1 

ZA  175,2 

ZZ  168,3 

0808 10 80 AR  111,7 

BR  98,9 

CL  123,5 

CN  107,2 

NZ  154,9 

US  192,8 

ZA  106,4 

ZZ  127,9 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2016/814 DES RATES 

vom 13. Mai 2016 

zur Ernennung eines von der Republik Österreich vorgeschlagenen stellvertretenden Mitglieds des 
Ausschusses der Regionen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der österreichischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. Januar, 5. Februar und 23. Juni 2015 die Beschlüsse (EU) 2015/116 (1), (EU) 2015/190 (2) 
und (EU) 2015/994 (3) zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für 
den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis 25. Januar 2020 erlassen. 

(2)  Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Frau Elisabeth VITOUCH ist der Sitz eines stellvertretenden Mitglieds des 
Ausschusses der Regionen frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt wird zum stellvertretenden Mitglied des Ausschusses der Regionen für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 
25. Januar 2020: 

—  Mag. Muna DUZDAR, Abgeordnete zum Wiener Landtag und Mitglied des Gemeinderats der Stadt Wien. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 13. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E.M.J. PLOUMEN  
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(1) Beschluss (EU) 2015/116 des Rates vom 26. Januar 2015 zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer 
Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis zum 25. Januar 2020 (ABl. L 20 vom 27.1.2015, S. 42). 

(2) Beschluss (EU) 2015/190 des Rates vom 5. Februar 2015 zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer 
Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis zum 25. Januar 2020 (ABl. L 31 vom 7.2.2015, S. 25). 

(3) Beschluss (EU) 2015/994 des Rates vom 23. Juni 2015 zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer 
Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis zum 25. Januar 2020 (ABl. L 159 vom 25.6.2015, S. 70). 



BESCHLUSS (EU) 2016/815 DES RATES 

vom 17. Mai 2016 

betreffend den Beitritt Kroatiens zum Übereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags 
über die Europäische Union über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften und zum Protokoll vom 27. September 1996, zum Protokoll vom 29. November 

1996 sowie zum Zweiten Protokoll vom 19. Juni 1997 zu jenem Übereinkommen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Kroatiens, insbesondere auf Artikel 3 Absätze 4 und 5, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Übereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften (2) (im Folgenden „Übereinkommen“), wurde am 26. Juli 
1995 unterzeichnet und ist am 17. Oktober 2002 in Kraft getreten. 

(2)  Das Übereinkommen wurde ergänzt durch das Protokoll aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die 
Europäische Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften (3) (im Folgenden „Protokoll vom 27. September 1996“) und durch das Protokoll aufgrund von 
Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union betreffend die Auslegung des Übereinkommens über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften durch den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften im Wege der Vorabentscheidung (4) (im Folgenden „Protokoll vom 29. November 1996“); beide 
Protokolle sind am 17. Oktober 2002 in Kraft getreten. 

(3)  Das Übereinkommen wurde ferner ergänzt durch das Zweite Protokoll aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags 
über die Europäische Union zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften (5) (im Folgenden „Zweites Protokoll vom 19. Juni 1997“), das am 19. Mai 2009 in Kraft 
getreten ist. 

(4)  Nach Artikel 3 Absatz 4 der Akte über den Beitritt Kroatiens (im Folgenden „Beitrittsakte“) tritt Kroatien den in 
Anhang I der Beitrittsakte aufgeführten Übereinkünften und Protokollen bei. Zu diesen Übereinkünften und 
Protokollen gehören unter anderem das Übereinkommen, das Protokoll vom 27. September 1996, das Protokoll 
vom 29. November 1996 und das Zweite Protokoll vom 19. Juni 1997. Die betreffenden Übereinkünfte und 
Protokolle treten für Kroatien zu dem vom Rat festgelegten Zeitpunkt in Kraft. 

(5)  Nach Artikel 3 Absatz 5 der Beitrittsakte hat der Rat zu beschließen, alle Anpassungen vorzunehmen, die auf 
Grund des Beitritts zu den in Anhang I der Beitrittsakte genannten Übereinkünften und Protokollen erforderlich 
sind — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Übereinkommen, das Protokoll vom 27. September 1996, das Protokoll vom 29. November 1996 und das Zweite 
Protokoll vom 19. Juni 1997 treten für Kroatien am ersten Tag des ersten Monats nach der Veröffentlichung dieses 
Beschlusses in Kraft. 

24.5.2016 L 133/9 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Stellungnahme vom 25. Februar 2016 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(2) ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 49. 
(3) ABl. C 313 vom 23.10.1996, S. 2. 
(4) ABl. C 151 vom 20.5.1997, S. 2. 
(5) ABl. C 221 vom 19.7.1997, S. 12. 



Artikel 2 

Die kroatischen Sprachfassungen des Übereinkommens (1), des Protokolls vom 27. September 1996 (2), des Protokolls 
vom 29. November 1996 (3) und des Zweiten Protokolls vom 19. Juni 1997 (4) sind gleicher Weise verbindlich wie die 
übrigen Sprachfassungen des Übereinkommens und der Protokolle. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 17. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M.H.P. VAN DAM  
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(1) Die kroatische Sprachfassung wurde in einer Sonderausgabe des Amtsblatts veröffentlicht (Kapitel 19, Band 014, S. 50). 
(2) Die kroatische Sprachfassung wurde in einer Sonderausgabe des Amtsblatts veröffentlicht (Kapitel 19, Band 014, S. 73). 
(3) Die kroatische Sprachfassung wurde in einer Sonderausgabe des Amtsblatts veröffentlicht (Kapitel 19, Band 014, S. 92). 
(4) Die kroatische Sprachfassung wurde in einer Sonderausgabe des Amtsblatts veröffentlicht (Kapitel 19, Band 014, S. 141). 



DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (GASP) 2016/816 DES RATES 

vom 23. Mai 2016 

zur Durchführung des Beschlusses (GASP) 2015/1333 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 31 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/1333 des Rates vom 31. Juli 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen und zur Aufhebung des Beschlusses 2011/137/GASP (1), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 31. Juli 2015 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2015/1333 angenommen. 

(2)  Am 12. Mai 2016 hat der Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der gemäß der Resolution 
1970 (2011) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, den Eintrag für ein Schiff von der Liste 
der Schiffe, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, gestrichen. 

(3)  Anhang V des Beschlusses (GASP) 2015/1333 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang V des Beschlusses (GASP) 2015/1333 wird gemäß dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 23. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
F. MOGHERINI  
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(1) ABl. L 206 vom 1.8.2015, S. 34. 



ANHANG 

Der Eintrag für das folgende Schiff wird von der Liste der Schiffe, die gemäß dem Beschluss (GASP) 2015/1333 
Anhang V Teil B (Organisationen) restriktiven Maßnahmen unterliegen, gestrichen. 

1.  Name: DISTYZ AMEYA  
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